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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Beschleunigung der Digitali-
sierung des Gesundheitswesens (Digital-Gesetz – DigiG)  
 
Wem nutzt das Digital-Gesetz? 

Frankfurt am Main, 4. August 2023. „Das Digital-Gesetz soll den Behandlungsalltag für 
Ärztinnen und Ärzte sowie für Patientinnen und Patienten mit digitalen Lösungen verein-
fachen“ – so lautet der Einstiegssatz auf der Website des Bundesgesundheitsministeri-
ums. Der Referentenentwurf des Gesetzes zur Beschleunigung der Digitalisierung des 
Gesundheitswesens (Digital-Gesetz – DigiG) lässt eine Vereinfachung des Behand-
lungsalltags allerdings weder für die Behandelnden noch für die Behandelten erwarten, 
solange mehrere wichtige Voraussetzungen nicht gegeben sind.  

„Ziele sind am besten dann erreichbar, wenn die dafür erforderlichen technischen und 
organisatorischen Bedingungen gegeben sind, wenn die Umsetzung auch wirtschaftli-
chen Anforderungen entspricht und wenn für alle an der Zielerreichung Beteiligten ein 
Mehrwert erkennbar ist“, sagt Stephan Allroggen, Vorstandsvorsitzender der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Hessen. „Der vorliegende Referentenentwurf lässt diese 
wichtigen Grundvoraussetzungen leider vermissen“.  

Gemeinsam statt gegeneinander 
So sollen Zahnärztinnen und Zahnärzten künftig ein Identifizierungsverfahren für Versi-
cherte anbieten können – den tatsächlichen Aufwand und dessen Vergütung für die Pra-
xen lässt der Referentenentwurf jedoch offen. Zudem muss die Befüllung der elektroni-
schen Patientenakte (ePA) mit den Abläufen und Prozessen in einer Praxis vereinbar 
sein. Weiterhin ungeklärt bleibt die Frage: Wie kann angesichts knapper Ressourcen im 
Praxisalltag eine Abstimmung mit den Versicherten über die Inhalte der ePA erfolgen?  
 
Im Rahmen der bundesweiten Einführung des E-Rezepts werden Zahnärztinnen und 
Zahnärzte als Leistungserbringer verpflichtet, Verordnungen von verschreibungspflichti-
gen Arzneimitteln ab 1. Januar 2024 elektronisch auszustellen. Können Zahnärztinnen 
und Zahnärzte die Verordnungen von verschreibungspflichtigen Arzneimitteln nicht elekt-
ronisch durchführen, drohen Honorarkürzungen. „Die Androhung von Sanktionen – zu-
mal ohne Berücksichtigung von Sachgründen – ist kontraproduktiv, wenn es um flächen-
deckende Digitalisierung im Gesundheitswesen geht“, gibt Stephan Allroggen zu beden-
ken. „Stattdessen sollte die Lebens- und Berufswirklichkeit in den zahnärztlichen Praxen 
in den Blick genommen werden“. Aus seiner Sicht ist der Gesetzgeber gut beraten, wenn 
Digitalisierungsprozesse nicht in Konfrontation gegen Anwenderinnen und Anwender er-
folgen, sondern in Zusammenarbeit mit der Zahnärzteschaft.  
 
Planvoll statt überstürzt 
„Dass sich gut durchdachte Digitalisierungsprojekte auch bestens umsetzen lassen, hat 
die Zahnärzteschaft selbst unter Beweis gestellt“, meint Stephan Allroggen. „Das Elek-
tronische Beantragungs- und Genehmigungsverfahren (EBZ) der Zahnärzte hat nach 
seiner planvollen stufenweisen Einführung innerhalb kurzer Zeit flächendeckend Einzug 
in die zahnärztlichen Praxen gehalten. Die Vorteile des EBZ – das sich an den Gegeben-
heiten und Erfordernissen in den Praxen orientiert – hatten hohe Überzeugungskraft. Das 
ist gelungene Digitalisierung – ohne Androhung von Sanktionen und ohne Setzung un-
realistischer Fristen!“ 
 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/ministerium/gesetze-und-verordnungen/guv-20-lp/digig.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/ministerium/gesetze-und-verordnungen/guv-20-lp/digig.html
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Der Referentenentwurf zum Digital-Gesetz 
Im März 2023 stellte das BMG seine Digitalisierungsstrategie vor. Seit 13. Juli 2023 be-
findet sich der BMG-Website zufolge der Referentenentwurf zum Digital-Gesetz im Sta-
tus der Verbändeanhörung. Am 1. August erfolgte die Anhörung von Bundeszahnärzte-
kammer (BZÄK) und Kassenzahnärztlicher Bundesvereinigung (KZBV) im BMG. Dazu 
liegt ein gemeinsames Statement von BZÄK und KZBV vor. 
Auf der Website des Bundesgesundheitsministeriums (BMG) ist der 136 Seiten umfas-
sende Entwurfstext abrufbar. Er ist unterteilt in sechs Unterpunkte: A. Problem und Ziel, 
B. Lösung, C. Alternativen, D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand, E. Erfül-
lungsaufwand, F. Weitere Kosten. Am kürzesten sind die Ausführungen unter „C. Alter-
nativen“ ausgefallen. Dort steht nur ein Wort: „Keine“.  
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Die Kassenzahnärztliche Vereinigung Hessen 
Mit rund 4.800 Zahnärztinnen und Zahnärzten als Mitgliedern stellt die 
KZV Hessen eine patientenorientierte, qualitativ hochwertige zahnärztli-

che Versorgung sicher. Als Körperschaft des öffentlichen Rechts erfüllt sie die ihr vom Gesetzgeber 
im Sozialgesetzbuch V übertragene Aufgabe der Sicherstellung im Sinne einer ausreichenden, 
zweckmäßigen und wirtschaftlichen vertragszahnärztlichen Versorgung. Das schließt auch den 
zahnärztlichen Notdienst in Hessen ein.  

Sitz der KZV Hessen ist Frankfurt am Main. Die KZV Hessen ist als Dienstleistungsunternehmen 
ihren Mitgliedern wie auch den Patienten verpflichtet. Sie sorgt für eine zeitnahe Honorierung ihrer 
Mitglieder und ist kompetenter Ratgeber rund um die Abrechnung. Darüber hinaus berät sie auch in 
Fragen des Vertragszahnarztrechts und des Sozialrechts. Zur Unterstützung und Fortbildung ihrer 
Mitglieder organisiert die KZV Hessen Seminare und Workshops. Weitere Aufgabenbereiche sind 
die Überprüfung der Abrechnung auf sachlich-rechnerische Richtigkeit, die Kontrolle der Einhaltung 
der Pflichten der Vertragszahnärzte sowie die Qualitätssicherung. Mit Publikationen wendet sich die 
KZV Hessen zur Verbesserung der Mundgesundheit auch direkt an die Bürgerinnen und Bürger. 

 
Pressekontakt:  
KZV Hessen, Anna Cathrina Guterstam, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,   
Tel. 069 6607-421, Fax -388, Mail presse@kzvh.de 

https://www.kzbv.de/beschleunigung-der-digitalisierung-des.1778.de.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/D/DigiG_RefE.pdf
https://www.kzvh.de/presse/bildarchiv/index.html
mailto:presse@kzvh.de
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